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1.Eine Rede in
Einfeld

Am 25.November 1949 bekannte sich Konrad Adenauer,Kanz-
ler der jungenBundesrepublik, in einemInterview mit dem Her-
ausgeberder Allgemeinen Wochenzeitung der Juden in Deutsch-
land dazu, antisemitischen Tendenzen in der Öffentlichkeit und
in derPressenotfallsmit „durchgreifenden Maßnahmen "

zube-
gegnen.1 EinenTagspäterereignete sich imschleswig-holsteini-
schen Dorf Einfeld bei Neumünster ein Vorfall, der Adenauers
Worte auf dieProbe stellen sollte. Anlaß war eine Veranstaltung
der Deutschen Partei (DP), zu der der Bundestagsabgeordnete
WolfgangHedler geladen hatte.

Wolfgang Hedler wurde 1899 als SohneineshöherenBankan-
gestellten in Magdeburggeboren. Von1906bis 1910besuchte er
das Gymnasium Steglitz und von 1911 bis 1917die Realschule
Lichterfelde. Während des Ersten Weltkrieges verließ er die
Schule,um Soldat zu werden.Hedler brachte es bis zum Leut-
nant und wurde 1919 aus dem Heer entlassen. Erabsolvierte ei-
ne Banklehre und wurde Volontär bei einer Versicherung. Von
1928 bis 1939 arbeitete Hedler als Angestellter bei mehreren
Banken in Berlin, wo er bis zum Bürovorsteher aufstieg. Im
Herbst 1939 wurde Hedler, der 1932 in dieNSDAP eingetreten
war, eingezogen. Inder Wehrmacht brachte er es bis zum Ober-
leutnant der Luftwaffe. Im Oktober 1945 kehrte er aus sowjeti-
scher Kriegsgefangenschaft zurück. Ab Februar 1947 arbeitete
Hedler in Rendsburg beim Kirchlichen Hilfswerk. Politisch en-
gagierte er sich in der Deutschen Partei,die bei den ersten Bun-
destagswahlen im August 1949 in Schleswig-Holstein 12,1%
undimWahlkreis Rendsburg 18,6% der Stimmen errang. Hedler
zog über die Landesliste inden Bundestag ein.2

Hedler schilderte am Abend des 26. November in Einfeld vor
ca. 300 Zuhörern u. a. seine Eindrücke von der Eröffnungdes
Bundestages.Die Zeremonie sei für ihn durchweg ohne „Einig-
keit und Würde" gewesen, denn die Teilnehmer hätten sich nicht
einmal einigen können,die dritte Strophe des Deutschlandliedes
zu singen: „Einen solchen Parlamentarismus wünscht das deut-
sche Volknicht". Inder weiteren Kritik ander Eröffnungsveran-
staltung legte Hedler eine lebhafte Phantasie anden Tag. Er „er-
fand" Redepassagen, die nie gefallen waren und einen Redner,
der überhaupt nicht gesprochen hatte. Besonders echauffierte
sichHedler über den Alterspräsidenten Lobe, der eine „hochpo-
litischeRede " gehalten undangeblichden Widerstand gegenden
Nationalsozialismus als eine patriotische Tat gewürdigt habe —
„Das wagte dieser Mann zu sagen". Für Hedler war das Er-
mächtigungsgesetz ein „legaler Akt", und er führte weiter aus:
„ Wir lehnen die geringste SchuldamKriege ab. Schuldanunse-
rem Elend und an dem Elend von Millionen Kriegsgefangenen
trägt die deutsche Widerstandsbewegung".Richtig in Rage ge-
riet der Redner dann, als er auf einen angeblichen Redebeitrag
des SPD-Vorsitzenden Schumacherzu sprechen kam. Hedler be-
hauptete: „Schumachermachte auch soviel Aufhebens mit der
Hitlerbarbarei gegen das deutsche Volk". Mit zynischem Grin-
sen fügte der Redner hinzu,obdas Mittel,die Judenzu vergasen,
das gegebenegewesensei,darüber könneman geteilter Meinung
sein. Vielleicht hätte es auch andere Wege gegeben,sich der Ju-

1 M. Jenke, Verschwörung von
rechts? Ein Bericht über den Rechtsra-
dikalismus in Deutschland nach 1945,
Berlin 1961. S. 126.
2 Biographische Daten nach:Landes-
archiv Schleswig-Holstein (künftig:
LAS|Abt. 352/Kiel, Nr. 2158.Interna-
tionales Biographisches Archiv (Mun-
zinger-Archiv), Lieferung 1/53, Nr.
3047. Kieler Nachrichten [künftig:
KN]v. 16.8.1949.

Schleswig-Holstein heute.
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den zu „entledigen". Diese Äußerung sorgte im Saal für großes
Gelächter, an dem sich jedochderEinfelder Heinrich Fischer als
einer der wenigen nicht beteiligte. Heinrich Fischer war SPD-
Mitglied, Parteisekretär inKielundLandtagsabgeordneter.Erhat-
te die gesamte Rede protokolliert und sorgte dafür, daß ihr skan-
dalöser Inhalt an führende Sozialdemokraten und an die Presse
weitergegeben wurde3,was einen Skandal großen Ausmaßes aus-
löste.DennWolfgangHedler war zwar „nur"einHinterbänkler im
Bundestag, aber seine Fraktion, die Deutsche Partei, war Regie-
rungsparteiund stellteimKabinett AdenauerzweiMinister.

3 Die Protokollmitschrift der Rede
Hedlers befindet sich in LAS Abt.
352/Kiel, Nr. 2162. Eine Durchsicht
der Protokolle der Sitzungen des Bun-
destages (Verhandlungen des Deut-
schen Bundestages [künftig: Verhand-
lungen]. I. Wahlperiode. Stenographi-
scheBerichte.Bd. 1,S. 1 ff.) ergab,daß
weder Alterspräsident Lobe die von
Hedler genannten Redewendungen ge-
braucht noch Kurt Schumacher über-
hauptgesprochen hat.

2. Erste Reaktionen
und Krisenmanage-
ment der DP

Nachdem in der in- und ausländischen Presse von der Einfeld-
Rede berichtet worden war4,wurde eine Vielzahl von Beleidi-
gungsanzeigen gegen den Bundestagsabgeordneten Hedler ge-
stellt. Nicht nur der ehemalige Oberpräsident Theodor Steltzer
stellte Strafantrag, sondernauch vieleMänner undFrauen außer-
halb Schleswig-Holsteins, deren Verwandte Mitglieder des Wi-
derstandes gegenHitler gewesen waren.Unter den Anzeigenden
befanden sich Namen wie Annedore Leber (Witwe von Julius
Leber),Ulrich Goerdeler (SohnvonKarlGoerdeler)undDr.Gu-
stav von Harnack (Sohn von Ernst von Harnack). Auch promi-
nente Politiker und ehemalige Widerstandskämpfer wie Kurt
Schumacher, Gustav Dahrendorfund der bayrische SPD-Vorsit-
zende Waldemar von Knöringen stellten Strafantrag. Ergänzt
wurde die Liste durch wenigerprominente Schleswig-Holsteiner
wie dem Studenten Emil Bandholz und dem RegierungsratHans
Sehröter,die im „DrittenReich" wegen illegaler Tätigkeiten für
die SPD zu Zuchthausstrafenverurteilt worden waren. AuchHy-
nek Lewitt aus Eutin stellte Strafantrag mit dem knappen Hin-
weis: „IchbinMitgliedder jüdischen Gemeinschaft". 5

Mitte Dezember 1949 mußte sich derBundestagerstmaligmit
dem „FallHedler" befassen. Aufgrund der eingegangenen Straf-
anträge hatte die SPD-Fraktion die Aufhebung der Immunität
Hedlers beantragt. Ein Antrag gleichen Inhalts der schleswig-
holsteinischen Landesregierung lag ebenfalls vor. Am 16. De-
zember beschloß das Plenum nach hitziger Debatte mit großer
Mehrheit, die Immunität Hedlers aufzuheben. Die Fraktion der
DP enthielt sich wegen„Befangenheit" der Stimme.6

Die Deutsche Partei geriet durch das Gebahren ihres schles-
wig-holsteinischen Abgeordneten in große Verlegenheit. Dennes
war nicht das erste Mal, daß im nördlichstenBundesland ein
Mitglied dieser Partei durch rechtsradikales Gedankengut her-
vorgetreten war. Bereits imMai 1949 hatte sich der schleswig-
holsteinische Landtag mit Ausfällen des DP-Mitgliedes Won-
nerow befassen müssen, der aufeiner öffentlichenVersammlung
in Bad Segeberg den schleswig-holsteinischen SPD-Politiker
Hermann Lüdemann sowie die Männer des 20. Juli als
„Schweinehund" bzw. „Landesverräter" bezeichnet hatte. Der
wegen mehrfacher Körperverletzung bereits vorbestrafte Ex-
Oberleutnant wurde zwar vom Segeberger Schöffengericht we-
gen verminderter Zurechnungsfähigkeit freigesprochen, entging
aber nur knapp einer Einweisung in eine Heilanstalt wegenGe-
fährdung der öffentlichenSicherheit.7

4 Eine AuswahlvonBerichten der mu-
ndausländischen Presse brachte die
sozialdemokratische Schleswig-Hol-
steinische Volkszeitung [künftig: VZ]
am5.1.1950.'
5 LAS Abt. 352/Kiel, Nr. 2158 und
2159.
6 Verhandlungen.Bd. 1,S. 772ff.
7 VZv. 31.5.und28.7.1949.
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Während dieser Vorgangschnell ad acta gelegt werden konnte,
bedurfte es im Falle Hedlers eines erheblichen Krisenmanage-
ments der Deutschen Partei, zumal der Bundestagsabgeordnete
Ende 1949 in einer Rede vor 800 Zuhörern in Neumünster er-
klärte,er werde seine inEinfeld gebrauchtenRedewendungenje-
derzeit wiederholen. Anfang Januar 1950 trat Joachim Hoff-
mann, der Sprecherdes schleswig-holsteinischenLandesverban-
des der DP, vor die Presse und nahm seinen Parteifreund in
Schutz. Hedler habe „nur" gesagt, daß es Wege hätte geben
müssen, das „jüdische Problem menschlich zu lösen"}
Währenddessen trat Hedler in Schleswig-Holstein weiterhin als
rühriger Redner auf, wobei er sich jedoch mit Störungenkon-
frontiert sah.Als er inFlensburg eineRedehalten wollte, war ei-
ne größere Zahl Sozialdemokraten erschienenund hinderte ihn
durch Absingen des Arbeiterliedes „Brüder zur Sonne, zur Frei-
heit" amReden.Nach eineinhalbstündigem Tumult löstediePo-
lizeidie Versammlungauf.MitteJanuar sah sich dann das Präsi-
dium der DP genötigt,ihren Abgeordneten mit sofortiger Wir-
kungaus der Parteiauszuschließen.9

* Allgemeine Wochenzeitung der Ju-
den inDeutschland [künftig: Allgemei-
ne] v.6.1.1950.
9 VZv.18.1.1950

3. Der erste Hedler-
Prozeß

Im Januar 1950 hatte die Staatsanwaltschaft amKieler Landge-
richt die Vorermittlungen abgeschlossenund die Anklageschrift
eingereicht. Sie umfaßte einen ganzen Katalog von Anklage-
punkten.Wolfgang Hedler habe:- die deutschen Widerstandskämpfer öffentlichbeleidigt,- das Andenken verstorbener deutscher Widerstandskämpfer
verunglimpft,- Angehörigeder jüdischen Rassebeleidigt und- Steltzer,von Knöringenund Schumacher beleidigt.10

Der Prozeß begann am 31. Januar imRathaus von Neumün-
ster.Vorsitzender Richter war Dr.Paulick, während die Anklage
durch die Staatsanwälte Dr. Thamm und Pries vertreten wurde.
Hedlers Verteidiger war Dr.Heyenaus Kiel.Aufder Zeugenliste
standen 35 Personen. Die in- und ausländische Presse war mit
mehr als 40 Journalisten vertreten. Gleich zu Beginn der Ver-
handlung präsentierte der Vorsitzende die Photokopie eines Do-
kuments,das den Angeklagten erheblich inVerlegenheit brachte.
Aus demInhalt ging hervor, daß Hedler bereits 1932 und nicht,
wie von ihm selbst behauptet, 1934 in die NSDAP eingetreten
war.Hedler benutzte denerstenVerhandlungstagfür einenausgie-
bigen Vortrag über seine politischen Ansichten. Die ihm zur Last
gelegten Anklagepunktebestritt er fast durchweg, führte aberu. a.
aus: „Saboteure,Deserteure undLeute, diemit demFeindkonspi-
rieren, sind in meinen Augen Landesverräter.

"
Über die Schuld

DeutschlandsamAusbruchdesZweitenWeltkrieges wollteer sich
nicht äußern und doziertestattdessen ausführlich über die „guten
Seiten" des Nationalsozialismus mit Arbeitsdienst und „sozialer
Gesetzgebung". Antisemitische Äußerungen bestritt er gänzlich
undbeteuerte, jede Diffamierung der Judenhabe ihm ferngelegen.

Mit dem zweiten Verhandlungstagbegannen die Zeugenver-
nehmungen. Als erster wurde als Hauptbelastungszeuge Hein-
rich Fischer aus Einfeld gehört.Dieser bestätigte noch einmal
ausdrücklich den Inhalt seines Protokolls und beteuerte ange-

10 LAS Abt. 352/Kiel, Nr. 2158 11.
KN und VZ v. 1. und2.2.1950 12. KN
undVZv.4.2.1950.
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sichts der zahlreichen Pressevertreter im Saal: „Ich wäre froh,
wenn ich heute hier erklären könnte,daß der Eindruck, den ich
von Hedlers Rede hatte, nicht zutreffend ist, schon im Hinblick
aufunser Ansehen imAusland."

Demgegenüber gab sich der von der Verteidigung als Entla-
stungszeuge geladene offizielle Protokollant der DP-Versamm-
lung als ziemlich unwissend. Der etwas schwerfällige Förster
HeinrichHerrndorf, der der Befragung intellektuell nicht immer
gewachsen war,behauptete, Einzelheitennicht mehrbehaltenzu
haben, da er „mit den Nerven sehr herunter" sei. Begriffe wie
„Lumpen" und „Verräter" habe er der Rede Hedlers nicht ent-
nommen und daher auch nicht imProtokoll notiert. Stattdessen
aber habe Hedler das Vorgehen der Nazis verurteilt. Rücken-
deckung erhielt Hedler auch durch die Aussage des Einfelder
DP-Vorsitzenden Wäselmann. Er habe die Ausführungen des
Redners zu den Juden so verstanden, „man solle die Juden auf
ein SchiffnachPalästinapacken".

''
Inerhebliche Schwierigkeiten geriet der Angeklagte am drit-

ten Verhandlungstag, als die Staatsanwaltschaft denHistoriker
Dr. Willi Schmidt von der Pädagogischen Hochschule Kiel in
den Zeugenstandrief.Schmidt konnteebenfalls das Protokoll ei-
ner Hedler-Rede vorlegen, wobei es sich jedoch nicht um die
Einfelder Redehandelte. In einer Rede in Westensee hatte Hed-
ler die Sozialdemokraten beschuldigt, im Zweiten Weltkrieg die
Front „unterminiert"zu haben: „Es haben Lumpen und Deser-
teure versagtundnicht deutscheMänner.

"n

Während des gesamtenVerfahrens erhieltWolfgang Hedler di-
verse Solidaritätsbekundungen. So landete ein Telegramm auf
dem Richtertisch, abgeschickt von einer Deutschnationalen
Volkspartei Stuttgart, die dem Angeklagten „kameradschaftliche
Grüße" übermittelte und ihn bat, die „Landesleitung" Hamburg
undSchleswig-Holsteinzu übernehmen. Auch außerhalb des als
Verhandlungsort dienenden Neumünsteraner Ratssaales bekam
der Angeklagte Unterstützung. Vor der Tür hatte sich eine Grup-
pe junger Männer eingefunden, gekleidet in gefärbten SA- und
Militärhosen. Wenn Hedler die Gruppe passierte, wurde ein
„Achtung! Kamerad Hedler kommt!" gerufen und diesem mit
zackigem Hackenklappen einGruß entboten.13

Zu einer landespolitischen Kraftprobe wurde der Fall Hedler
für seine ehemalige Partei. DerDP-BundesvorsitzendeHellwege
hatte zwar in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen
Zeitungam 21. Januar 1950unmittelbarnach HedlersParteiaus-
schluß betont: „InWirklichkeit hat Hedler ... solange er in der
Parteisteht, ein Sonderdaseingeführt.

"uAber gerade in Schles-
wig-Holstein hatte Hedler unter seinen ehemaligen Parteifreun-
dennoch viele Anhänger.Vor seinemParteiausschluß hatten ihm
wichtige Ortsverbände wie Kiel, Neumünster und Eckernförde
ihre Solidarität bekundet undeinigeMitglieder auch nach Hed-
lers Hinauswurf Kontakt zu ihm gehalten. So traf sich Hedler
Ende Januar mit maßgeblichen DP-Mitgliedern aus Kiel zu ei-
nem „Deutschen Abend" im Gasthaus Eichhof. Anfang Februar
wurde bekannt, daß 15 der 21 schleswig-holsteinischen DP-
Kreisverbände den Ausschluß Hedlers nicht akzeptierten. Das

11 KNundVZ 1.und2.2.1950.
12 KNundVZ 4.2.1950.
13 KNv. 3.2.1950. VZv.8.2.1950.
14 Frankfurter Allgemeine Zeitung v.
21.1.1950

278



Direktorium der DP sah sich deshalb genötigt, sich von den an-
geblich „wenigen radikalen Elementen, die mit Unterstützung
Hedlers an die Spitze einiger Kreise gelangt sind" zu trennen.
Die TrennungerfolgteMitte Februar undhatte zur Folge, daß die
Kreisverbände Flensburg-Stadt, Husum, Kiel, Neumünster und
Rendsburg aus derDP ausgeschlossenwerden mußten. 15

Am 9. Februar hielt die Staatsanwaltschaft ihr Plädoyer.
Staatsanwalt Pries führte aus, es sei nicht Aufgabe des Gerichts,
zu entscheiden,ob sich Hedler „wie ein Elefant impolitischen
Porzellanladen" verhalten habe, oder ob Hedler überhaupt die
Qualität besitze, politische Vorträge zu halten. Es müsse aber
festgehalten werden,daß Hedler als Bundestagsabgeordneterei-
ne besondere politische Verantwortung trage.Dieses müsse das
Gericht in erheblichem Maße berücksichtigen, dann könne das
Urteil zueiner politischen Rechtfertigung für das deutsche Volk
in der Welt werden. Oberstaatsanwalt Dr.Thamm warf demAn-
geklagten vor, eine neue Dolchstoßlegende schaffen und einem
neuen Antisemitismus das Wort reden zu wollen. Er beantragte
wegenBeleidigung der Juden nach § 130 StGB sieben Monate,
Beschimpfung des Andenkensverstorbener Widerstandskämpfer

15 KN v. 30.1. und 16.2.1950. VZ v.
30.1.und 6.2.1950.

Artikel aus: Schleswig-Holsteinische
Volkszeitung vom16.2.1950.
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sechs Monate undwegender Anwürfe gegen von Knöringendrei
Monate Gefängnis. Im Zusammenhang mit Schumacher und
Steltzerplädierte Thamm aufFreispruch mangels Beweisen. Zu-
sammengefaßt forderte der Staatsanwalt eine Gesamtstrafe von
zehn Monaten sowie die Veröffentlichungdes Urteils zwei Wo-
chen nach Zustellung in der sozialdemokratischen Schleswig-
Holsteinischen Völkszeitung, den konservativen Kieler Nach-
richten und dem kommunistischen Norddeutschen Echo.16

Am folgendenTaghielt RechtsanwaltDr.Heyensein dreistün-
diges Plädoyer. Er versuchte einleitend, den Hauptbelastungs-
zeugenFischer als unglaubwürdig darzustellen.Dann warteteer
mit diversen deutschen undausländischenZeitungsartikeln auf,
die Überschriften wie „Von Hitler zu Hedler" und „Bundestag
soll eingreifen" trugen.Für ihn waren dies „hetzerischeSchlag-
zeilen". Danach machte sich Heyen daran, im Zusammenhang
mit der BewertungHedlers über den 20. Juli eine völkerrechtli-
che Einordnung des „DrittenReiches" zu vollziehen. Der NS-
Staat sei von „allen Völkernder Welt" anerkannt worden. Das
seien „staatsrechtlicheBanalitäten". Wenn das „Dritte Reich"
als illegalerklärt werden sollte,sei dazuderErlaß einesGesetzes
notwendig. Der Rechtsanwalt bestritt antisemitische Äußerun-
gen seines Mandanten und plädierte auf Freispruch. Am Ende
der Sitzung räumte der Vorsitzende Richter Hedler die Möglich-
keit ein,ein Schlußwort zu sprechen. Hedler, der sich während
des ganzen Verfahrens ohnehin durch wachsende „Sprachlosig-
keit" ausgezeichnethatte,verzichtete jedoch.17

Am 15. Februar wurde das Urteil gesprochen.RichterPaulick
verkündete einenFreispruch inallenPunkten. Es seinicht nach-
weisbar, ob Hedlers Rede antisemitische Passagenenthalten ha-
be, wie sie inFischers Protokollmitschrift standen. Zwar wurde
seitens des Gerichts eingeräumt, daß die Äußerungen Hedlers zu
den Juden keineswegs „judenfreundlich" gewesen seien, aber
„deswegenalleinkann man auch nichtbestraft werden".ImZu-
sammenhang mit einer angeblichen Beleidigung der Wider-
standskämpfer wardas Gerichtder Überzeugung, daß Hedler nur
vor einer „Überbewertung" der Widerstandskämpfer gewarnt
habe.Insgesamtbezweifelte Paulick,ob dieZeit schon„reif sei,
die im Prozeß behandelten Probleme öffentlich zu erörtern.So
etwas könneleicht zu einer „Gefahrfür eine friedliche Weiter-
entwicklungder imAufbaubegriffenenDemokratie " führen. 18

Der Freispruch löste bei allen Anwesenden im Saal einen
Schock aus. Nicht einmal die zahlreichen Anhänger Hedlers
konnten sich dazu aufraffen, ihrem Triumphgefühl Ausdruck zu
verleihen. Als Hedler jedoch das Gebäude verließ, hatten seine
Anhänger ihreKonsterniertheit überwunden. Hunderte vonMen-
schen empfingen ihn mit Jubel, und ihm wurde ein Blumen-
strauß mit schwarz-weiß-roter Schleife überreicht, wobei es
Hedlers Sympathisanten aus Zeitgründen nicht mehr geschafft
hatten,diese miteiner Aufschrift „Alles für Deutschland" zu ver-
sehen. Als besonders überschwengliche Jubler erwiesen sich —
wie die sozialdemokratische Schleswig-Holsteinische Volkszei-
tung einen Tag später verbittert bemerken sollte — „wie seiner-
zeit im TausendjährigenReich, Frauen und jungeMädchen".19

16 KNundVZv.10.2.1950.
17 KNundVZv.11.2.1950.
18 Urteilsschrift in:LASAbt.352/Kiel
Nr. 2166. KNundVZ v.16.2.1950." KN und VZ v. 16.2.1950. Kölni-
sche Rundschau v.17.2.1950.
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4. Kommentare,
Proteste und eine
Schlägerei

DerFreispruch Hedlers war für die Presse ein Aufmacher ersten
Ranges. Die Schleswig-Holsteinische Volkszeitung sprach von
einem „Schuldspruch für Deutschland" und wertete die Ent-
scheidung als „mehr als ein Fehlurteil".Das Urteil— „ein Un-
heil" — werde das politische Klima inder Bundesrepublik auf
verhängnisvolle Weise vergiften. Die Welt bedauerte,daß es das
Gericht versäumt habe, zu entscheiden, „wo der Demagogie
durch das Recht unüberschreitbare Grenzen gesetzt sind"20.
Ebenso argumentierte Dolf Sternberger in einemKommentar in
der Welt am Sonntag. Eine Trennung von „Recht"und „Politik"
sei in diesem Falle nicht möglich gewesen. Das Gericht hätte
sich unbedingt mit dem historischen Hintergrund der Äußerun-
genHedlers beschäftigen müssen:

„ Wenn hier der Tatbestand einer Beleidigung der Wider-
standskämpfer zu prüfen war, war nach §186 StGB auch der
möglicheWahrheitsgehaltder beleidigenden Äußerung zu unter-
suchen. Und wenn der Tatbestand einer Verleumdung zuprüfen
war, war nach § 186 StGB erstrecht die Wahrheit oderUnwahr-
heit der fraglichen Äußerung sorglich zu untersuchen. Soweit
sich die Äußerungen aufdie Widerstandskämpferbezogen, muß-
te das Gerichtfurchtlos in die geschichtliche Sachlage eindrin-
gen und also auch die Widerstandskämpfer beurteilen — ganz
unvermeidlicherweise,undzwarnicht derPolitik wegen,sondern
einzigundallein des Rechts wegen.

"21

Entsetzt äußerte sich auch Dr.Fritz Löwenthal von derFrank-
furter Rundschau. Zwar forderte er eine unparteiische Justiz,
stellte aber unterBerufung auf mehrere Artikel des Grundgeset-
zes heraus, „daß das Grundgesetz demokratische Rechte nur den
Demokraten zuerkennt". Nureine alte Demokratie wie Großbri-
tannien könne sich erlauben, Kommunisten und Faschisten
„Narrenfreiheit" zu gewähren. „Für ein Volk wie dasDeutsche,
das gegen das Gift des Totalitarismus noch keineswegs immun
ist, wäre ein Übermaß anpolitischem Liberalismus eine selbst-
mörderische Torheit.

"
22

DiesenBewertungenkonnte sichPaul Sethe von der Frankfur-
ter Allgemeinen Zeitung keinesfalls anschließen. Für ihn lautete
dieDevise „DasRechtsteht über derPartei", wobeierdieKriti-
ker des Urteils als diepotentiell Verantwortlichen für eine zube-
fürchtende „Zertrümmerung desRechts" in der Bundesrepublik
ansah. Ein Mann wie Hedler sei zwar „schlimmgenug", aber
„... daß politische Führer undJournalisten vonRang undAnse-
hen voneinem Gerichtfordern,es solle einen Mann verurteilen,
nur weil er politisch gefährliche Ideen habe, das eigentlich ist
der tiefe GrundderBeunruhigung".23

Die Stuttgarter Zeitung kommentierte den Urteilsspruch mit
der drastischen Bemerkung:

„DieHaltung der deutschenJustiz neigt heute vielfach nach
rechts. Hätte dieJustiz vor 1933nichtannationalenSympathien
oder an einem selbstmörderischen Objektivitätsfimmel gelitten
und Hitler an die Wand stellen lassen, dann wäre uns wahr-
scheinlich vielÄrger erspart geblieben."24

Viele Kommentatoren beschäftigten sich weniger mit der
Haltbarkeit bzw. Unhaltbarkeit des Urteilsspruchs. Mit ängstli-

20 VZ v. 16.2.1950. Die Welt v.
16.2.1950.
21 Welt am Sonntag v.18.2.1950.
22 Frankfurter Rundschau v. 22.2.1950.
23 FAZv. 18.2.1950.
24 VZv. 17.2.1950.
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chem Blick auf das Ausland machten sie sich vielmehr Gedan-
ken um das „Ansehen" Deutschlands in der (westlichen) Welt.
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung glaubte sogar, „daß imAus-
lande die Verzerrung des wahren Bildes der Deutschen zu den
Hauptbeschäftigungen zahlreicherPolitikergehört".25

Der Berliner Tagesspiegel forderte aus diesem Grunde die
Bundesregierungundden Bundestag zu einemnicht näher defi-
nierten schnellen Handelnauf,damit „das Vertrauen der Welt zu
Deutschland wiederhergestellt werdenkann".26

Diese Forderungdes Tagesspiegels vom 16. Februar 1950 war
überflüssig. Bereitsam selben Tagbefaßten sich sowohlBundes-
tag als auch Bundesregierungmit dem Urteil.Erich Ollenhauer,
zweiter Vorsitzender der SPD-Fraktion, forderte imVerlaufe ei-
ner äußerst erregten Bundestagssitzung eine Bestrafung der
Richter. Demgegenüber betonte sein Parteigenosse Carlo
Schmidt zwar die Unabhängigkeit der Justiz, forderte aber eine
Überprüfung des Urteils. DieRegierungsparteienschicktenihren
ersten Sprecher Kurt Georg Kiesinger ins Feld.Für ihn hattedie
SPD den FallHedler zumAnlaß einer „äußerst bedenklichenEr-
klärung" genommen. Kiesingerberief sich aufdieUnabhängig-
keit der Justiz undbetonte „die Objektivität dieses Gerichtsur-
teils". Der Abgeordnete von Thadden von derDeutschen Rechts-
partei, der bereits Hedler ein Glückwunschtelegramm geschickt
hatte, lobte das Urteil noch ausgiebiger. Er freue sich, daß in
Schleswig-Holstein unter einem sozialdemokratischen Justizmi-
nister ein Gericht „dem Druck derStraße standgehaltenhat".21

Bei der Bewertung des Hedler-Urteils blieb es nicht bei er-
schreckten Zeitungskommentaren und Bundestagsdebatten.
Auch die von von Thadden»genannte „Straße" meldete sich zu
Wort. Wenige Stunden nach demFreispruchHedlers am 15.Fe-
bruar befaßten sich im Kieler Gewerkschaftshaus fast 500 Be-
triebsräteund Vertrauensleutemit dem Urteil. Der Kieler DGB-
VorsitzendeBrunoVerdieckbewertete die Entlastungspunkte des
Urteils als Thesen, „die jedem aufrechten Gewerkschaftler die
Schamesröte ins Gesicht treiben. Was sich in Neumünster ab-
spielte, das haben wir schon einmal 1918 erlebt. Schon damals
wurden Demokraten eingesperrt und Anti-Demokraten freige-
sprochen". Mit nur einer Gegenstimme beschloß die Versamm-
lung, einen Tag später um 15.00 Uhr in Kiel und Neumünster
Protestkundgebungendurchzuführen. 28

Der Aufruf stieß auf große Resonanz. InKiel versammelten
sich einige tausende Menschen

— dasNorddeutsches Echo gab
eine Zahl von 15.000 an

— auf dem Rathausplatz unter der De-
vise „Wir wollen kein zweites 1933". Die gleichzeitig tagende
Ratsversammlung unterbrach ihre Sitzung, um mit Ausnahme
der Fraktion der „NationalenRechten" an der Kundgebung teil-
nehmen zukönnen.Es wurde eine Resolution an den Bundestag
verabschiedet,inder ein Gesetz zum Schütze des Staates und der
Demokratie gefordert wurde. Während die Kieler Kundgebung
fastohne Störungenverlief (nur einKPD-Transparent wurdeent-
fernt), kam es in Neumünster zu Zwischenfällen. Auch dort hat-
tensich tausende Demonstranten versammelt,unter ihnen jedoch
auch Anhänger Hedlers, die die Kundgebung um den

25 FAZv.18.2.1950
26 VZv.17.2.1950.Weitere Kommen-
tare in derselben Nummer sowie in
FAZv. 20.2.1950.
27 Verhandlungen,Band2, S. 1302 ff.
2S VZv.16.2.1950.
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Großflecken zu stören versuchten. Es kam zu Schlägereien, die
diePolizei zum Einschreiten und zu einigen Festnahmen zwan-
gen.29

Auch das Landgericht Kiel bekam die aufgeregte Kritik an
dem Hedler-Urteil zu spüren. Die Behörde wurde mit Protest-
schreiben undProtesttelegrammen eingedeckt. Sehr schnellhat-
ten sich auch Organisationen inder DDRmit dem Fallbeschäf-
tigt und machten in Resolutionen ihrem Ärger Luft. Nahezu
flächendeckend protestierten die einzelnen Landesverbände der
DDR-VVN, aber nicht nur sie. Auch „unpolitische" Gruppen sa-
hen sich genötigt,das Kieler Landgericht zu attackieren. So be-
fandensich unter denProtestierenden „1700Männer undFrauen
der Mechanischen Weberei Zittau",die „Belegschaft des Haupt-
postamtesLeipzig", die „Belegschaft desTBC-SanatoriumsLin-
denhof/Sachsen" sowie sogar sechs „Mädel und Jungen der 7.
Klassen der Alten Schule in Sangerhausen". Der Stil einiger
Schreiben verriet dabei, daß dieAutoren es noch nicht geschafft
hatten, sich den Sprachgebrauch der NS-Zeit abzugewöhnen.
Die „Belegschaft der Tapetenfabrik Coswig" beklagte das Urteil
als Resultateiner Rechtsprechunginnerhalb des „DeutschenRei-
ches"mit demZiel „Volksschädlingenden Weg zu ebnen, diedas
deutsche Volk in den endgültigen Abgrundstürzen ".30

Der Protest gegen den Freispruch Hedlers artikulierte sich
nicht nur in Form von entsetzten Pressekommentaren, Protest-
briefen und Kundgebungen in Ost- und Westdeutschland. Auch
„das Ausland" meldete sich — wie Kommentatoren und Politi-
ker in Westdeutschland befürchtet hatten — zu Wort. Bereits
während des Verfahrens hatte sich der amerikanische Hohe
Kommissar McCloy zum „Fall Hedler" geäußert. Das deutsche
Volk „schuldees sich selbst",denVorgang „recht genau" zuun-
tersuchen. „Die Welt" werde mit „außerordentlichem Interesse"
beobachten, „wie Deutschland damit fertig wird". Nach dem
Freispruch informierte der französische Hochkommissar Fran-
cois-Poncet ausführlich das französischeAußenministerium und
forderte für Westdeutschland ein „Gesetz zum Schutz der Repu-
blik". Es solle u. a. „dieabnehmende Autorität derBundesregie-
rung imAusland wieder...festigen ". Die Neue Zürcher Zeitung
brachte die Befürchtungen des „Auslandes"auf den Punkt, in-
dem sie kommentierte:

„DieFreisprechung Wolfgang Hedlers hat durch ein schles-
wig-holsteinischesLandgerichtnicht nur das Problem des auch
seit 1945 inDeutschland weiterschwelenden totalitären Geistes
wiederum indie öffentlicheDiskussion gezogen, sie hatauch zu
einem offenen Streit über die Rolle geführt, die heute der deut-
schen Justiz bei der Bekämpfung totalitärer undantidemokrati-
scher Tendenzen zufallensoll.

"
31

Mittlerweile war Wolfgang Hedler im Bundestag als „Hospi-
tant" der Fraktion der Deutschen Reichspartei (DRP) unterge-
kommen. Für diese Partei,die Anfang 1950 von Mitgliedern der
Deutschen Rechtspartei und der NPD gegründet worden war,
füngierte er auch als 1. Landesvorsitzender für Schleswig-Hol-
stein.Am 10.März betrat der „Hospitant" zum erstenMalnach
seinem gewonnenenProzeß wieder das Plenum des Bundesta-

2 Norddeutsches Echo [künftig:
NDE] v. 18./19.2.1950. KN und VZ v.
17.2.1950.
30 LAS Abt. 352/Kiel, Nr. 2179 und
2180.
31 U. Brochhagen, Nach Nürnberg.
Vergangenheitsbewältigung und
Westintegration in der Ära Adenauer,
Hamburg 1994. S. 183. Handbuch für
Schleswig-Holstein 1950/51, S. 286.
Der Kommentar McCloys ist abge-
druckt in: VZ v. 8.2.1950. Neue Zür-
cher Zeitung v.3.3.1950.
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Ges.DerEmpfang durchdie anderenParlamentarier war allesan-
dereals herzlich. Sofort machte sichgroße Unruhe imSaal breit.
Zahlreiche Abgeordneteder SPDundKPD skandierten lauthals
„Raus mitHedler!". BundestagspräsidentDr.Köhler(„Ichhöre
eben: der Abgeordnete Hedler hat hier im Saal Platz genom-
men. ") mahnte vergeblich Ruhe an. Diverse Abgeordnete der
Linken und einige der CDUerhoben sich von ihren Plätzenund
umringten Hedler an seinem Platz. Nur mit Mühe gelang es
Köhler, dieParlamentarier dazu zu bewegen, ihre Sitze wieder
einzunehmen. Er stellte in seiner Funktion alsBundestagspräsi-
dent fest,dieAnwesenheitHedlers könnedemHausenicht zuge-
mutet werden. Ferner habe der Abgeordnete bereits im Dezem-
ber des Vorjahres erklärt, sich bis zur restlosen Aufklärung der
ihm zur Last gelegten Taten aus den Arbeiten des Bundestages
zurückzuziehen. Hedler versuchtezuprotestieren,kam aber über
ein „HerrPräsident ..."nicht hinaus,denn er wurde durch stür-
mische Gegenrufe wie „Nein!Raus!" amSprechen gehindert.Er
gab auf und kam der Aufforderung des Präsidenten nach, den
Saal zu verlassen.32

Aber auch außerhalb des Plenums wurdeHedler behelligt, in-
dem sich im „Ruhe-Salon" für Abgeordnete ein „unwürdiger
Zwischenfall" (Kieler Nachrichten) ereignete. Während Hedler

32 Verhandlungen.Bd.2,S. 1560 ff.P.
Dudek und H. G. Jaschke, Entstehung
und Entwicklung des Rechtsextremis-
mus in der Bundesrepublik,Bd.2. Op-
laden 1984.S. 27 ff.

Artikel aus der Zeitung Hannoversche
Presse vom 22.8.1950.
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mit zwei ausländischen Journalisten ein Gespräch führte, wurde
er von ca. zehnAbgeordnetenattackiert,dieihn zusammenschlu-
gen und unterRufen wie „Raus,DuNazi-Lump!" buchstäblich
aus dem Hause prügelten. Der Verletzte begab sich indie Obhut
eines Arztes, der ihn medizinisch versorgte, und bestieg dann
fluchtartig dennächstenZug in RichtungRendsburg. Dort ließ er
sichfür mehrereWochenkrankschreiben undempfing inseinem
kleinen Zimmer Journalisten des Nachrichtenmagazins Der
Spiegel, von denen er sich pressewirksam mit Kopfverband auf
dem Krankenlager ablichten ließ. Er teilte ihnen auch mit, an-
hand der Photos aus Fritz Sängers Volksvertreter-Handbuch vier
„Knochenpolierer" eines „SPD-Rollkommandos" (Der Spiegel)
wiedererkannt zu haben: die Abgeordneten Gleipner, Heiland,
Rothund Wehner.33

ImFrühsommer 1950 war Hedler wieder genesenundbegann
umtriebig damit, für seine Deutsche Reichspartei öffentliche
Kundgebungen in Schleswig-Holstein zu planen. Als besonders
günstigen Ort bzw. Zeitpunkt für seinenerstenneuen Auftritt sah
er Kiel an, wo alljährlich Ende Juni die Kieler Woche durchge-
führt wird.Termin sollte der 22.Juni sein,wenigeStunden bevor
Bundespräsident Heuss die Stadt besuchte. Der Kieler Oberbür-
germeister Gayk durchkreuzte jedoch Hedlers Pläne. Gayk ver-
bot kurzerhand die Veranstaltung wegen akuter Gefahr für die
Öffentlichkeit. Es sei angesichts vielfältiger Verpflichtungen der
Polizei im Rahmen der Kieler Woche nicht möglich,die Fried-
fertigkeit einer Hedler-Veranstaltungzu gewährleisten.So mußte
Hedler auf das Kieler Umland ausweichen und erläuterte auf ei-
nerVeranstaltungmit rund 500 Besuchern in Schönbergdie Zie-
le der Deutschen Reichspartei.34

33 Allgemeine v.17.3.1950.KN v.11.
und 13.3.1950. Der Spiegel v.
16.3.1950.
34 KN v.23.,24. und29.6.1950.VZ v.
23.6.1950.Der Spiegel v. 29.6.1950.

5. Ein zweiter
Versuch, ein
„verschwundener"
Angeklagter und eine
Farce im Bundes-
haus

Mitte Juli 1950 befaßte sich das Schleswig-Holsteinische Ober-
landesgericht in Schleswig mit dem Revisionsantrag der Staats-
anwaltschaft amLandgericht Kiel. Das OLGhob nachelfstündi-
ger Verhandlung das Neumünsteraner Urteil auf und verwies das
Verfahren erneutan dasLandgericht Kiel.Die für denFreispruch
verantwortlichen Richter,so dieUrteilsbegründung, hätten nicht
alles getan,um die Wahrheit herauszufinden.Als Verhandlungs-
ort für den zweitenProzeß wurdeKiel festgelegt.Insgesamt soll-
ten 81 Zeugenvernommen werden.35

Am ersten Verhandlungstag am 4. Juni 1951 im Landgericht
Kiel kam es zu einer „unerhörtenMißachtung des Gerichts
durch Hedler" (Schleswig-Holsteinische Volkszeitung). Nach-
dem der Angeklagte vergeblich versucht hatte, das Gericht als
befangen erklären zu lassen, verschwand er währendeiner Ver-
handlungspausespurlos. Nicht einmal seinRechtsanwalt konnte
Auskunft über den Verbleib Hedlers geben. Diesofort durchge-
führte Durchsuchung des Gerichtsgebäudes blieb erfolglos.
Staatsanwalt Thamm stellte daraufhin dem Gericht anheim, vom
Bundestag die Genehmigung für einen Vorführungs- bzw.Haft-
befehl zu erwirken.36 Das Gericht wandtesich an den schleswig-
holsteinischen Justizminister Wittenburg,der seinEinverständnis
gab. Sofort wurde Staatsanwalt Pries nach Bonn geschickt, um
beim Bundesjustizministerium einen Haft- bzw.Vörführungsbe-

35 Urteil in: LAS Abt. 352/Kiel, Nr.
2159. Allgemeine v. 28.7.1950. KN v.
13.7.1950. VZ v. 13., 14.7. und
2.8.1950.
36 Bonner Rundschau, FAZ und VZ v.
5.6.1951
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fehl zuerwirken, wozu jedochnoch der zuständigeBundestags-
ausschuß zustimmen mußte.

Als Staatsanwalt Pries einen Tag später in Bonn eintraf und
das Bundeshaus betrat, traf er auf Wolfgang Hedler, der gerade
im Begriff war, eine Pressekonferenz abzuhalten.Hedler forder-
te, alsEntlastungszeugenden ehemaligen Generaloberst Guderi-
anund den derzeit inArgentinien wohnenden ehemaligen Oberst
Rudel zuzulassen. Hedler bezweifelte die Zuständigkeit der
KielerKammer undkündigte an, er werde solange nicht zurVer-
handlung erscheinen,bis der Kieler Landtag über eine vonihm
vorgelegte Petition entschieden habe. Er habe darin um Auf-
klärung gebeten über die Auflösungder Neumünsteraner Straf-
kammer, die ihn imVorjahr freigesprochen hatte.37

Staatsanwalt Pries, der Hedler noch nicht verhaften konnte,
suchte den zuständigen Sachbearbeiter im Bundesjustizministe-
rium auf, der ihn dem Vorsitzenden des Immunitätsausschusses
vorstellte. Dieser erklärte, daß sich der Immunitätsausschuß ei-
nen Tag später mit dem „Fall Hedler" befassen werde, da der
BundestagspräsidentdenVorgangals dringendaufdie Tagesord-
nung habe setzen lassen. Pries erhielt die Erlaubnis,an der Sit-
zung des Ausschusses teilzunehmen.38

Am Tag darauf wurde im Plenum des Bundestages der CDU-
Abgeordnete Gengier als Berichterstatter des Immunitätsaus-
schusses aufgerufen, die Meinung des Gremiums vorzutragen.
Gengier stellte den Antrag, die Aufhebung der Immunität Hed-
lers dahingehend zu erweitern, „daß die Genehmigung für alle
strafprozeßlichen Maßnahmen einschließlich der Verhaftung ...
erteilt wird".Auch Wolfgang Hedler war imSaal underhielt die
Möglichkeit, zu dem Antrag Stellung zu nehmen. Unterbrochen
von Zurufen aus den Reihender SPDbezeichnete er sich als Op-
fer „interessierterKreise", die ihn „unter mißbräuchlicher An-
wendungderStrafjustiz " hinter Schloß undRiegelbringen woll-
ten. Solange man versuche, ihn durch „rechtswidrige Verwal-
tungsmanipulationen" seinen gesetzlichen Richtern zu entzie-
hen, sei es um den Rechtsstaat schlecht bestellt. Er sei aber
durchaus bereit, sich einem „rechtmäßigen Verfahren" zu stel-
len. In der folgenden turbulenten Debatte erhielt Hedler zwar
noch Unterstützung von Rednern der Deutschen Reichspartei,
die jedoch nicht verhindern konnten,daß der Antrag mit großer
Mehrheit angenommen wurde.39

Staatsanwalt Pries nahm daraufhinmit einigen Kriminalbeam-
ten im Vorraum des Plenarsaals Aufstellung, um Hedler beim
Verlassen des Gebäudes verhaften zu können.Aber Wolfgang
Hedler gab nicht auf. Er kündigte an, das Gebäudenicht eher zu
verlassen,bis derHaftbefehl gegen ihn aufgehoben sei.Erdenke
auch nicht daran, sich freiwillig zur Verhandlung nach Kiel zu
begeben, sondern wolle an der Bundestagssitzung des nächsten
Tages teilnehmen. Während Staatsanwalt Pries seine Vorgesetz-
ten in Kiel über das Statement Hedlers unterrichtete, verbrachte
dieser die Nacht vom6. auf den 7. Juni imBundeshaus.

Am Morgen des 7. Juni konferierte Staatsanwalt Pries, verse-
hen mit einem gültigen Haftbefehl, mit dem Bundestagspräsi-
denten Ehlers unddessenStellvertreter Schmidt.Pries batum die

37 KN undVZv. 6.6.1951.
38 Schriftlicher Bericht Staatsanwalt
Pries, LASAbt.352/Kiel Nr. 2162.
39 Verhandlungen, I. Wahlperiode,
Band8,S. 5840 ff.
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Die internationale Presse verfogteden Fall „Hedler"mit großem Interesse: Artikel ausderbritischen Zeitung Observervom 24.6.1951
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Genehmigung, Hedler notfalls in den Räumen des Bundestages
verhaften zu dürfen und brachte mit diesem Anliegen seine Ge-
sprächspartner in erhebliche Verlegenheit. Beide baten den
Staatsanwalt umBedenkzeitbis17.00 Uhr.Als Pries zum verein-
barten Termin erneut vorsprach, wurde ihm das Ergebnis von
Verhandlungen zwischen dem Bundesjustizminister, dem Bun-
destagspräsidium und dem Abgeordneten Hedler bekanntgege-
ben. Hedler habe sein Ehrenwort gegeben, noch am selben
Abend freiwillignach Kiel zu fahren und sich dort dem Gericht
zu stellen.Man habe ihm freies Geleit bis 24.00 Uhr zugesagt.
Sollte Hedler das Gebäude jedochbis 24.00Uhr nicht verlassen
haben, erhaltePries die Genehmigung zur Verhaftung.

DieserPlan fandkeinesfalls dieZustimmung des Staatsanwal-
tes. Er verwies auf einen gültigen Haftbefehl undbat eindring-
lichdarum, ihn seiner Amtspflichten waltenzu lassen. Pries hat-
te dabei jedoch das Nachsehen, denn er wurde zu einem Ge-
spräch mit dem schleswig-holsteinischenJustizminister Witten-
burg von der DeutschenPartei zitiert, der sich ebenfalls im Bun-
destagsgebäude aufhielt. Wittenburg erteilte dem Staatsanwalt
trotz dessen vorgebrachter Bedenken dieWeisung,bis24.00 Uhr
die Überwachungsmaßnahmen sofort einzustellen und von einer
VerhaftungHedlers abzusehen.

Pries sah sich daraufhin gezwungen, dem Leiter der Polizei-
wache des Bundestagesden neuesten Stand der Dinge mitzutei-
len. Als er seine Besprechung gerade beenden wollte,erhielt er
jedochBesuch von seinem VorgesetztenWittenburg. Dieser hatte
Bedenken wegen seiner dienstlichen Weisung bekommen und
fragte den Staatsanwalt nach seinem Standpunkt. Pries brachte
erneut seine Meinung zum Ausdruck und bat den Minister,ihm
unter Aufgabe der vorher gegebenen Weisung die Erlaubnis zu
einem pflichtgemäßen Handeln zu erteilen. Daraufhin erteilte
Wittenburg dem Staatsanwalt die Genehmigung, Hedler unmit-
telbar nachVerlassen des Gebäudes zu verhaften.

Nachdem der schleswig-holsteinischeJustizminister sich end-
lich dazu durchgerungen hatte, Staatsanwalt Pries die korrekte
Vollstreckung eines Haftbefehls zu genehmigen, erhielt der ver-
dutzte Pries inder Polizeiwache einen Anruf. Ihm wurde mitge-
teilt, Hedler habe den Bundestagbereits vor 20 Minuten verlas-
senundsei mit einem Dienstwagen inRichtung Kölngefahren.

Dem Staatsanwalt blieb nichts anderes übrig, als mit einem
Polizeiwagen schnellstmöglich zum Kölner Hauptbahnhof zu
fahren, umHedler dort verhaften zukönnen.AlsPries jedoch ge-
gen 20.30 Uhr dort ankam, erhielt er einen Funkspruch mit der
Mitteilung,daß sich Hedler immer noch im Bundestagsgebäude
aufhalte.Daraufhin gabPries über FunkeinemKriminalbeamten
im Bundeshaus die Anweisung,Hedler beim Verlassen des Bun-
deshauses unauffällig zu folgen und ihn amBonner Bahnhof zu
verhaften. Die eilige Rückfahrt von Kölnnach Bonn brachte für
den Kieler Staatsanwalt noch weitere Überraschungen mit sich.
Über Funk erhielt er von einem Beamten des Bundeskriminal-
amtes den Bescheid, der schleswig-holsteinische Justizminister
habe seinen Entschluß doch geändert und untersage Pries, die
Verhaftung vorzunehmen. Dieser Funkspruch wurde dann korri-
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giert. Kurze Zeit später teilte derselbe BKA-Beamte Pries mit,
derMinister habeeine Verhaftungnicht untersagt, sondern wolle
in die Dienstgeschäfte des Staatsanwaltes nicht eingreifen. Ge-
gen 21.00 Uhr erreichte Pries Bonn, wo er im Bundeshaus die
Mitteilung erhielt, Hedler habe das Gebäude bereits verlassen.
Sofort begab sich der Staatsanwalt zum Bonner Bahnhof und
sah, wieHedler an der Sperre von zwei Kriminalbeamten verhaf-
tet wurde. Der Abgeordnete protestierte anfangs zwar lautstark,
wurde dann aber von einem begleitenden Parteifreund beruhigt
undließ sich widerstandslos abführen. 40

40 Bericht Staatsanwalt Pries. LAS
Abt. 352/Kiel,Nr. 2162.

6. Zweiter Anlauf
zum zweitenProzeß

Wolfgang Hedler verbrachte die Nacht vom 7. auf den 8. Juni
1951 in einer Zelle des Bonner Gefängnisses und wurde einen
Tagspäter indas Kieler Untersuchungsgefängnisüberführt. Sein
Rechtsanwalt Heyen legte Beschwerde gegen den Haftbefehl
ein. Er kündigte aber an, bei einer Aufhebung des Haftbefehls
sein Mandat sofort niederzulegen, falls Hedler sich dem Gericht
noch einmal entziehen sollte. Hedler selbst berief sich auf seine
angeblicheAbsprache mit demBundesjustizminister Dehler und
dem schleswig-holsteinischen Justizminister Wittenburg. Zwei
Tage später hob das Oberlandesgericht inSchleswig den Haftbe-
fehl auf.41

Die Wiederaufnahme des Verfahrens am 11. Juni begann mit
formalen Schwierigkeiten. LandgerichtsdirektorKehl als Vorsit-
zender betonte, daß er erst im Laufe des Geschäftsjahres in die
Kammer eingetreten sei. Er sehe sich wegen möglicherBefan-
genheit an der Fortsetzungdes Verfahrens gehindert.

Bereits einen Tag später konnte die Verhandlung fortgeführt
werden,nachdem das Oberlandesgericht die Kieler Kammer an-
gewiesenhatte,denProzeß fortzusetzen. ZurPerson befragt, gab
Hedler erneut an, erst 1934 in die NSDAP eingetretenzu sein,
was das Gericht nicht überzeugen konnte.Ehrlichkeit offenbarte
er jedoch auf die Frage nach seiner politischen Weltanschauung:
„ Wir stehen rechts.

"
Auf die Frage nach seiner Einstellung zu

den Widerstandskämpfernbetonte er,er bezeichne diejenigen als
Verräter,die während des KriegesWehrkraftzersetzung betrieben
hätten.

Am nächsten Verhandlungstag begannen die Vernehmungen
der Zeugen, von denendie meisten schon im erstenProzeß aus-
gesagt hatten. Erneut wurde der Dozent Schmidt von der
Pädagogischen Hochschule Kiel gehört.Dieser bestätigte unter
Eid die Richtigkeit eines Stenogrammes, das er anläßlich einer
RedeHedlers in Westensee gefertigt hatte. Das Protokoll hielt u.
a.Redewendungen fest wie „Es haben Lumpen undDeserteure
versagtundnicht die deutschenMänner. ... Die KZ's beweisen,
daß wir Nazis waren? Das sindFlausen. Wir haben das Recht,
dieMenschen,die denStaat unterminieren,sicherzustellen ... "42

Einen Höhepunktdes Verfahrens stellte die Zeugenaussage
desehemaligen schleswig-holsteinischenLandrats,Widerstands-
kämpfers und Ministerpräsidenten Theodor Steltzer am 15. Juni
dar.Für ihn waren die Männer des 20 Juli verantwortungsbewuß-
tePersönlichkeiten.Es sei einePflicht, gegeneinenStaat vorzu-
gehen, der dieMenschenrechte nicht respektiere.Auch der Ein-

41 KN undVZv. 9.6.1951.
42 KN und VZ v. 12., 13. und
15.6.1951.
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Felder Sozialdemokrat Fischer, der durch die Weitergabe seines
Stichwortprotokolls den Skandal aufgedeckt hatte, wurde erneut
befragt.Fischer gab einen Eidab für dieRichtigkeit der Notizen,
deren Inhalt noch von weiteren Zeugen der Anklage bestätigt
wurde.AngesichtsdieserZeugenaussagenhattedieVerteidigung
einen schweren Stand, denn sie konnte fast nur Entlastungszeu-
genpräsentieren, die sichangeblichnichtmehr an die zwei Jahre
zuvor gehalteneRede erinnernkonnten.43

Das Gericht verkündete sein Urteil am symbolträchtigen 20.
Juli. Bei atemloser Stille gab Landgerichtsdirektor Kehl vor
überfülltem Zuschauerraumdas Urteil bekannt: Wolfgang Hed-
ler, dermittlerweile auch aus der DeutschenReichspartei ausge-
schlossen worden war, wurde wegen öffentlicherBeleidigung in
Tateinheit mit öffentlicherVerunglimpfung des Andenkens Ver-
storbener undöffentlicher,entwürdigender übler Nachrede zuei-
ner Gefängnisstrafe von neun Monaten verurteilt. Die wenigen
Tage Untersuchungshaft wurden ihm als „selbstverschuldet"
nicht angerechnet.Außerdem hatte er die Kosten des Verfahrens
zu tragen.44

43 KN und VZ v. 16., 20, 22. und
25.6.1951.
44 Urteil in LAS Abt. 352/Kiel, Nr.
2166. 9 Monate Gefängnis. Wolfgang
Hedler beleidigte deutsche Wider-
standskämpfer. Das Plädoyer des
BVN-Rechtsanwalts Erik von Bagge.
Hrsg. vomBundesvorstanddesBundes
der Verfolgten des Naziregimes
(BVN), Düsseldorf o. J. [1951]. KN
undVZv.21.7.1951.

7.Haftverbüßung
und weitere
Aktivitäten

Nachdem der Bundestag die Strafverbüßung Wolfgang Hedlers
bestätigt und ihm das Gerichtsmedizinische Institut der Kieler
Universität Haftfähigkeit bescheinigt hatte, wurde für den nun
parteilosen Bundestagsabgeordnetender Termin des Strafantritts
akut. Ende September 1952 wandte er sich schriftlich an den
Kieler Oberstaatsanwalt Thamm, nachdem der schleswig-hol-
steinische Justizminister es abgelehnt hatte, Hedler einen Straf-
aufschub zu gewähren.Hedler betonte jedoch selbstbewußt, er
habe „nie um eine Vergünstigung gebeten", das habe er auch
„nichtnötig".SeinAnwalt habenur deshalbeinen Strafaufschub
beantragt, weil derzeit eine Beschwerde vor dem Bundesverfas-
sungsgericht laufe „wegen offensichtlicher Verletzung des
Grundgesetzes durch das geradezu ungeheuerliche Kieler Ge-
richtsurteil". Wenige Tage später erhielt das Kieler Landgericht
jedocherneut einSchreiben im Zusammenhangmit Hedler.Aus
der Mitteilung ging hervor, daß Hedler alles andereals optimi-
stisch indieZukunft sah. DasLandeskriminalpolizeiamt Schles-
wig-Holstein teilteperFernschreibenmit,Hedler habe einen Tag
vorher unter Vorspielung falscher Tatsachen bei der Schweizer
BotschafteinEinreisevisumbeantragtunderhalten.Das Polizei-
amt empfahl dringend, sofort einen Haftbefehl zwecks Strafan-
tritt zu erlassenund alje Grenzübergänge und Flugplätze zu in-
formieren. Das Landgericht Kiel wollte dieser Empfehlung so-
fort nachkommen, wobei sich aber Schwierigkeiten bei der Er-
mittlung des derzeitigenWohnsitzes Hedlersergaben. DieKieler
Polizei glaubte, daß er bereits seit Mai inPlettenberg inWestfa-
len wohne und seine Möbelauchnach dorthinhabe transportie-
ren lassen. Wenige Tage später hieß es, Hedler habe eine Unter-
kunft beieiner Verwandten inStuttgart gefunden.Am7.Oktober
konnte als tatsächlicher Hauptwohnsitz endlich Rendsburg er-
mittelt undeingültiger Haftbefehl ausgestellt werden.

Die Verhaftung erfolgte einen Tagspäter in Bonn,als der Ab-
geordneteHedler gerade den Bundestagverließ. Natürlich mach-
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te Hedler auch dieses Mal Schwierigkeiten. Er präsentierte den
Polizeibeamten ein Schreiben der Staatsanwaltschaft Kielan sei-
nen Rechtsanwalt. Darin wurde Hedler zugesichert, bis zur Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts über seine Verfas-
sungsklage keine Zwangsmaßnahmen gegen ihn ergreifen zu
wollen. Hedler bat um die Erlaubnis,mit der Kieler Staatsan-
waltschaft zu telefonieren, um sich die Gültigkeit des Haftbe-
fehls bestätigenzu lassen.Dieses wurde ihm zugestanden, zumal
er sein Ehrenwort gab, sich gegen eine eventuelle Verhaftung
nicht zu wehren.InBegleitungeinesPolizeibeamtenbetrat Hed-
ler daraufhin den Bundestag und telefonierte mit Kiel. Als ihm
dieGültigkeit desHaftbefehls bestätigt wurde, wehrte sich Hed-
ler aber gegen die Verhaftung mit demHinweis,daß er sich im
Bundeshaus befinde. Erneut mußte sich das Bundestagspräsidi-
um in aller Schnelligkeit mit dem renitentenAbgeordneten be-
fassen. Mit dem Hinweis, daß Hedler bereits verhaftet und als
Verhafteter in den Bundestag zurückgekehrt sei, erhielten die
BeamtendieErlaubnis,nunauch indenRäumen desParlaments
ihres Amteszu walten.

Hedler wurde zur Strafverbüßung in das Gefängnis Neumün-
stereingeliefert. Dort erreichte ihnnach wenigenTagennichtnur
die Nachricht, daß das Bundesverfassungsgericht seine Verfas-
sungbeschwerdeabgelehnthatte.Er erhielt auch einenBrief von
der Schweizer Botschaft. Die Gesandschaft teilte ihm mit, daß
über ihn eine Einreisesperre verfügt und das Schweizer Dauervi-
sum vom 1.Oktober für ungültig erklärt worden war.45

Im Dezember 1952 bekam Wolfgang Hedler wegen eines
Trauerfalles imengerenFamilienkreis einen zehntägigen Haftur-
laub bewilligt, von dem er sogar freiwillig zurückkehrte. Im
April 1953 machte sein Fall dann erneut Schlagzeilen. Der
schleswig-holsteinische Justizminister Kraft begnadigte Hedler
und setzte die Reststrafe mit einer dreijährigenBewährungsfrist
aus.46

Wolfgang Hedler zog zu Verwandten in den süddeutschen
Raum. Für mehrere Jahre schlug er sich mit Hilfsarbeiten durch
und war die meiste Zeit arbeitslos.47

Politisch betätigte sich Hedler bereits unmittelbar nach seiner
Haftentlassung wieder im rechtsradikalenMilieu. Erbegann, er-
neut Kontakte zur Deutschen Reichspartei aufzunehmen. Ende
Mai 1953 nahm er in Barnberg an der Gründung des „Reichs-
blocks" teil. Dieser „Block" verstand sich als Sammelbecken
von 14 verschiedenen Gruppender „nationalenRechten",die für
die Deutsche Reichspartei gewonnen werden sollten. Bei der
Veröffentlichung der Gründerliste im DRP-Parteiblatt Das Ziel
fehlte Hedlers Name jedoch aus gutem Grunde,denn seine Be-
währungsfrist lief noch bis Mai 1956. Im Bundestag, wo er bis
September 1953 noch ein Mandat hatte, vermied er nach außen
hin den Kontakt zur Fraktion der DRP.Er schloß sich der Wirt-
schaftlichen Aufbauvereinigung an. Für die Bundestagswahl
kandidierte er jedochnicht mehr.48

Erst 1956 gelang es Wolfgang Hedler, eine Stelle als Kauf-
mann bei einer Firma im Stuttgarter Raum zu bekommen. Für
Schlagzeilensorgteer nichtmehr. Wolfgang Hedler starb 1986.49

45 LASAbt.352/Kiel,Nr. 2168. Deut-
sche Presseagentur, Inf.
1800/9.10.1952. FAZv.9.10.1952
46 LASAbt.352/Kiel,Nr. 2168. VZv.
9.4.1953
47 LAS Abt. 352/Kiel, Nr. 2168.
2.1995.
48 Jenke, S. 240.
P Schindler, Datenhandbuch zur Ge-
schichte des Deutschen Bundestages,
Baden-Baden 1984.S. 1117.
49 LASAbt. 352/Kiel, Nr. 2168. Aus-
kunft des Deutschen Bundestages v.
25.2.1995, Parlamentsarchiv. In der
einschlägigen Literatur zum Rechtsra-
dikalismus in der Bundesrepublik
Deutschland findet Hedlers Name für
die Zeit ab Ende 1953 keine Erwäh-
nung mehr.
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